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Schriftlicher Bericht 
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über den von den Fraktionen der CDU/CSU, FDP eingebrachten 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Spar-Prämiengesetzes 

— Drucksache IV/407 (neu) — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Althammer 


L Allgemeines 

Dem Wirtschaftsausschuß lagen zur Beratung der 
Antrag der Fraktion der SPD Drucksache IV/273 
— Entwurf eines Gesetzes über die Gewährung von 
Prämien für Sparbeiträge — und der Antrag der 
Fraktionen der CDU/CSU, FDP Drucksache IV/407 
(neu) — Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Spar-Prämiengesetzes — vor. Es bestand Überein- 
stimmung, daß das gesamte derzeitige System der 
Sparförderung über die Prämie und über die Steuer 
einer grundlegenden Überprüfung bedarf. Dabei 
sollte vor allem eine Harmonisierung der Vor- 
schriften unter Berücksichtigung der sozialen Aus- 
wirkungen angestrebt werden. Die Beratungen 
hierüber sollen im kommenden Jahr aufgenommen 
werden. Der Wirtschaftsausschuß hat deshalb davon 
Abstand genommen, in die Sachberatung des An- 
trags - — • Drucksache IV/273 — , der weiterhin auf 
der Tagesordnung bleibt, einzutreten. Er hat sich 
darauf beschränkt, auf der Grundlage des Antrags 
IV/407 (neu) in Übereinstimmung mit dem Finanz- 
ausschuß dem Plenum die Verlängerung des Spar- 
Prämiengesetzes um zunächst ein Jahr vorzuschla- 
gen. Darüber hinaus tritt er im Grundsatz dem in 
beiden Anträgen enthaltenen Vorschlag bei, die 
Prämiensätze und Prämienhöchstbeträge für Prä- 
miensparer mit Kindern anzuheben. Der Wirtschafts- 
ausschuß hat seine Beschlüsse in dem anliegenden 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Spar- 
Prämiengesetzes zusammengefaßt. Auf diesen Ent- 
wurf beziehen sich die Einzelbemerkungen unter 11. 


11. Im einzelnen 

Zu Artikel 1 Nr. 1 (§ 2 des Gesetzes) 

Artikel 1 Nr. 1 Buchstabe a des Entwurfs sieht 
eine Erhöhung des Prämiensatzes, der bisher ein- 


heitlich 20 vom Hundert beträgt, für Prämiensparer 
mit Kindern vor, und zwar bei einem Kind oder 
zwei Kindern auf 22 vom Hundert, bei drei bis 
fünf Kindern auf 25 vom Hundert und bei mehr als 
fünf Kindern auf 30 vom Hundert. Der höhere Prä- 
miensatz wird nur für solche Kinder des Prämien- 
sparers oder seines Ehegatten gewährt, die im Spar- 
jahr das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet hatten. 
Der Wirtschaftsausschuß ist dem Antrag Drucksache 
IV/407 (neu) insoweit nicht gefolgt, als dieser eine 
Erhöhung des Prämiensatzes für Kinder vorsah, für 
die dem Prämiensparer nach § 32 Abs. 2 des Ein- 
kommensteuergesetzes ein Kinderfreibetrag zusteht 
(bis 18 Jahre alte Kinder) oder auf Antrag gewährt 
wird (18 bis 25 Jahre alte Kinder unter bestimmten 
Voraussetzungen). Hierfür war die Erwägung be- 
stimmend, daß bereits nach der bisherigen Syste- 
matik des Spar-Prämiengesetzes und des Woh- 
nungsbau-Prämiengesetzes über 18 Jahre alte Kin- 
der als selbständige Sparer behandelt werden, die 
für ihre Sparbeiträge, die ihnen auch von den Eltern 
zugewendet sein können, eine eigene Prämie er- 
halten. Darüber hinaus hätte die Anlehnung an 
die einkommensteuerlichen Vorschriften über die 
Kinderfreibeträge zur Folge gehabt, daß bei 18 bis 
25 Jahre alten Kindern für den im Einzelfall anzu- 
wendenden Prämiensatz zu prüfen gewesen wäre, 
ob die Kinder im Sparjahr mindestens vier Monate 
überwiegend auf Kosten des Prämiensparers unter- 
halten und für einen Beruf ausgebildet worden sind. 
Diese Feststellung hätte bei zur Einkommensteuer 
veranlagten Prämiensparern erst im Rahmen der 
Veranlagung, die in einem dem Sparjahr folgenden 
Kalenderjahr durchgeführt wird, getroffen werden 
können. Bei nicht zur Einkommensteuer veranlagten 
Prämiensparern hätte es einer entsprechenden Fest- 
stellung bedurft. Wegen der kaum übersehbaren 
Komplizierung hat der Wirtschaftsausschuß die An- 
lehnung an die einkommensteuerliche Kinderfrei- 


Druck: Bonner Universitäls-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 532, Bad Godesberg, 
Postfacb 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 



Drucksache IV/770 


Deutscher Bundestag — 4, Wahlperiode 


betragsregelung für das Spar-Prämienverfahren ab- 
gelehnt und die bisherige Systematik des Spar- 
Prämiengesetzes und des Wohnungsbau-Prämien- 
gesetzes beibehalten. 

Artikel 1 Nr. 1 Buchstabe b des Entwurfs regelt 
die Höchstbeträge bei Prämiensparern mit Kindern 
unter 18 Jahren. Der Wirtschaftsausschuß hielt eine 
angemessene Anhebung der in dem Antrag Druck- 
sache IV/407 (neu) vorgesehenen Höchstbeträge für 
erforderlich, um zu vermeiden, daß der Prämien- 
höchstbetrag für Prämiensparer mit drei bis fünf 
Kindern unter den derzeitigen Höchstbetrag für 
diese Gruppe absinkt. Es werden deshalb die fol- 
genden Erhöhungsbeträge vorgeschlagen: bei einem 
Kind oder zwei Kindern 60 DM (statt 50 DM), bei 
drei bis fünf Kindern 120 DM (statt 100 DM) und 
bei mehr als fünf Kindern 180 DM (statt 150 DM). 
Diese Verbesserung hat auch den Vorteil der leich- 
teren Handhabung, weil die Beträge durch zwölf 
teilbar sind. Der bisherige Absatz 2 wurde zum 
Absatz 3, und es erfolgte ohne Veränderung des 
sachlichen Gehaltes lediglich eine redaktionelle 
Vereinfachung. 


Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 6 Abs. 2 des Gesetzes) 

Die Aufnahme der Ermächtigung soll die Bekannt- 
machung des Gesetzes in der Fassung des Ände- 
rungsgeisetzes ermöglichetn. 

Zu Artikel 1 Nr. 3 (§ 8 des Gesetzes) 

Die Vorschrift betrifft den Anwendungsbereich 
des Gesetzes. In ihr wird festgelegt, daß die neuen 
Prämiensätze und Prämienhöchstbeträge für alle 
nach dem 31. Dezember 1962 geleisteten Sparbei- 
träge gelten, einschließlich der Sparbeiträge, die auf 
Grund von vor dem 1. Januar 1963 abgeschlossenen 
Sparratenverträgen geleistet werden. Nach der Vor- 
schrift können prämienbegünstigte allgemeine Spar- 
verträge und Wertpapiersparverträge letztmalig im 
Jahre 1964 und Sparratenverträge letztmalig im 
Jahre 1963 abgeschlossen werden. 

Zu Artikel 2 und 3 

Schlußvorschriften 

Der mitberatende Ausschuß für Wohnungswesen, 
Städtebau und Raumordnung stimmt dem Bericht zu. 


Bonn, den 29. November 1962 


Dr. Althammer 

Berichterstatter 


B. Antrag des Aussdiusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache IV/407 (neu) — 
in der aus der anliegenden Zusammenstellung er- 
sichtlichen Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 20. November 1962 


Der Wirtschaftsausschuß 


Dr. Dahlgrüu 

Vorsitzender 


Dr. Althammer 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von den Fraktionen der CDU/CSU, FDP eingebrachten Ent- 
wurfs eines Gesetzes zur Änderung des Spar-Prämiengesetzes 
— Drucksache IV/407 (neu) — 
mit den Beschlüssen des Wirtschaftsausschusses 
(16. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Spar-Prämiengesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über die Gewährung von Prämien für 
Sparleistungen (Spar-Prämiengesetz) vom 5. Mai 
1959 (Bundesgesetzbl. I S. 241) wird wie folgt ge- 
ändert; 

1. § 2 Abs, 1 wird wie folgt neu gefaßt: 


„(1) Die Prämie beträgt 20 vom Hundert der 
im Kalenderjahr geleisteten Sparbeiträge. Für 
Kinder (§ 32 Abs. 2 Ziff. 3 des Einkommensteuer- 
gesetzes), für die dem Prämiensparer nach § 32 
Abs. 2 des Einkommensteuergesetzes Kinderfrei- 
beträge zustehen oder auf Antrag gewährt wer- 
den, erhöht sich die Prämie 

bei ein bis zwei Kindern auf 22 vom Hundert, 
bei drei bis fünf Kindern auf 25 vom Hundert, 
bei mehr als fünf Kindern auf 30 vom Hundert." 


siehe Nr. 2 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Spar-Prämiengesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über die Gewährung von Prämien für 
Sparleistungen (Spar-Prämiengesetz) vom 5. Mai 
1959 (Bundesgesetzbl. I S. 241) wird wie folgt geän- 
dert: 

1. § 2 erhält die folgende Fassung: 

„§ 2 

Höhe der Prämie 

(1) Die Prämie beträgt 20 vom Hundert der 
im Kalenderjahr geleisteten Sparbeiträge. Hat 

der Prämiensparer oder haben bei einem verhei- 
rateten Prämiensparer die Ehegatten Kinder 
(§ 32 Abs. 2 Ziff. 3 des Einkommensteuer- 
gesetzes), die in dem Kalenderjahr, in dem die 
Sparbeiträge geleistet worden sind, das 18. Le- 
bensjahr noch nicht vollendet hatten, so erhöht 
sich die Prämie bei 

ein oder zwei Kindern auf 22 vom Hundert, 
drei bis fünf Kindern auf 25 vom Hundert, 
mehr als fünf Kindern auf 30 vom Hundert. 

Ehegatten im Sinne dieser Vorschrift sind Per- 
sonen, die während des ganzen Kalenderjahres 
verheiratet waren und nicht dauernd getrennt 
gelebt haben. 

(2) Die Prämie beträgt für alle im Kalender- 
jahr geleisteten Sparbeiträge höchstens 120 
Deutsche Mark, bei Ehegatten im Sinne des Ab- 
satzes 1 zusammen höchstens 240 Deutsche 
Mark. Hat der Prämiensparer oder haben die 
Ehegatten Kinder im Sinne des Absatzes 1, so 
erhöhen sich die Höchstbeträge bei 

ein oder zwei Kindern um 60 Deutsche Mark, 
drei bis fünf Kindern um 120 Deutsche Mark, 
ein oder zwei Kindern um 60 Deutsche Mark, 


3 



Drucksache IV/770 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Entwurf 


2. § 2 erhält folgenden neuen Absatz 2: 

„(2) Die Prämie beträgt für alle im Kalender- 
jahr geleisteten Sparbeiträge höchstens 120 Deut- 
sche Mark, bei Ehegatten, die während des gan- 
zen Kalenderjahres verheiratet waren und nicht 
dauernd getrennt gelebt haben, zusammen höch- 
stens 240 Deutsche Mark. Für Kinder (§32 Abs. 2 
Zifi. 3 des Einkommensteuergesetzes) des Prä- 
miensparers oder der Ehegatten, die im Kalen- 
derjahr, in dem die Sparbeiträge geleistet wor- 
den sind, das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet 
hatten, erhöht sich der Höchstbetrag 

bei ein bis zwei Kindern um 50 Deutsche 

Mark, 

bei drei bis fünf Kindern um 100 Deutsche 

Mark, 

bei mehr als fünf Kindern um 150 Deutsche 

Mark. 

Für die Feststellung des Höchstbetrages sind die 
Sparbeiträge des Prämiensparers und seiner in 
Satz 2 genannten Kinder zusammenzurechnen.'' 

3. In § 2 wird der bisherige Absatz 2 Absatz 3. 
Die Worte „im Sinne des Absatzes 1" werden 
durch die Worte „im Sinne des Absatzes 2" er- 
setzt. 


4. § 8 erhält folgende Fassung: 

„§ 8 

Dieses Gesetz gilt für Sparbeiträge, die auf 
Grund von Verträgen geleistet werden, die nach 
dem 1. Januar 1963 und vor dem 1. Januar 1968 
abgeschlossen worden sind. Bei Sparverträgen 
mit festgelegten Sparraten (§ 1 Abs. 2 Nr. 2) 
tritt an die Stelle des 1. Januar 1968 der 1. Ja- 
nuar 1967." 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 

Für die Feststellung des Höchstbetrages sind die 
Sparbeiträge des Prämiensparers und seiner in 
Absatz 1 bezeichneten Kinder zusammenzurech- 
nen. 

(3) Alleinstehenden Personen steht der 
Höchstbetrag für Ehegatten zu, wenn sie 

1. mindestens ein Kind im Sinn des 
Absatzes 1 haben oder 

2. mindestens vier Monate vor dem Be- 
ginn des Kalenderjahres, in dem die 
Sparbeiträge geleistet werden, das 
50. Lebensjahr vollendet haben." 

Nummer 2 entfällt 

siehe Nr. 1 


Nummer 3 entfällt 


3 a. In § 6 wird der folgende Absatz 2 angefügt: 

„(2) Der Bundesminister der Finanzen wird 
ermächtigt, den Wortlaut dieses Gesetzes und 
der zu diesem Gesetz erlassenen Durchführungs- 
verordnungen in der jeweils geltenden Fassung 
mit neuem Datum, unter neuer Überschrift und 
in neuer Paragraphenfolge bekanntzumachen 
und dabei Unstimmigkeiten des Wortlauts zu 
beseitigen." 

4. § 8 erhält die folgende Fassung: 

„§ 8 

Anwendungsbereich 

(1) Die vorstehende Fassung dieses Gesetzes 
gilt vorbehaltlich des Absatzes 2 für Sparbei- 
träge, die auf Grund von Verträgen geleistet 
werden, die nach dem 31. Dezember 1962 und 
vor dem 1. Januar 1965 abgeschlossen worden 
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Entwurf 


siehe Artikel 2 


Artikel 2 

Die Vorschriften des durch Artikel 1 Nr, 1 bis 3 
neu gefaßten § 2 des Spar -Prämiengesetzes gelten 
für nach dem 31. Dezember 1962 geleistete Sparbei- 
träge auch, soweit sie auf Grund von Verträgen ge- 
leistet werden, die vor dem 1. Januar 1963 abge- 
schlossen worden sind. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am 1, Januar 1963 in Kraft. 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 

sind. Bei Sparverträgen mit festgelegten Spar- 
raten (§ 1 Abs. 2 Nr. 2) tritt an die Stelle des 

1. Januar 1965 der 1. Januar 1964. 

(2) Die Vorschrift des § 2 gilt auch für nach 
dem 31. Dezember 1962 geleistete Sparbeiträge, 
soweit sie auf Grund von Sparverträgen mit 
festgelegten Sparraten (§ 1 Abs. 2 Nr. 2) gelei- 
stet werden, die vor dem 1. Januar 1963 abge- 
schlossen worden sind. 


Artikel 2 

entfällt 

siehe Artikel 1 Nr. 4 (§ 8 Abs. 2) 


Artikel 3 
unverändert 


Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am Tage nadi seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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